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Der Anwalt in der DDR geht zunehmend von der 
Erkenntnis aus, daß seine Tätigkeit nicht auf die Lö­
sung des Einzelfalles beschränkt sein kann. Ohne in 
irgendeiner Weise die Interessen seines Mandanten zu 
beeinträchtigen, läßt er sich davon leiten, daß seine 
Tätigkeit mit dazu dienen muß, die gesellschaftlichen 
Widersprüche und die Ursachen der dem Sozialismus 
wesensfremden Ggsetzesverletzungen, insbesondere der 
Verbrechen, aufzudecken und zu überwinden. Der An­
walt in der DDR hat zum ersten Mal in Deutschland 
die Möglichkeit, an der Gestaltung einer wahrhaft ge­
rechten und humanistischen Gesellschaftsordnung mit­
zuwirken, für die in der Perspektive die menschen­
unwürdige Erscheinung des Verbrechens etwas Un­
bekanntes sein wird.

Dem Anwalt in der Westzone ist eine solche herrliche 
Aufgabe versagt. Sein Wirken ist in den Teufelskreis 
der kapitalistischen Gesellschaft eingeschlossen; er muß 
den bei ihm Schutz suchenden Rechtsbrecher gegen die­
selben Mächte verteidigen, die den einzelnen selbst erst 
auf den Weg des Verbrechens geführt haben und die die 
Grundlagen des Verbrechens — die imperialistische und 
militaristische Herrschaft — mit allen Machtmitteln des 
Staates verteidigen.

In der Deutschen Demokratischen Republik sind — im 
Gegensatz zu Westdeutschland — die örtlichen Volks­
vertretungen die obersten Machtorgane, welche die ge­
samte politische, wirtschaftliche und kulturelle Ent­
wicklung in ihrem Territorium leiten und auch die 
Grundsätze der Rechtsprechung bestimmen. Es ist daher 
nur natürlich, daß die Rechtsanwälte eng mit den ört­
lichen Organen der Staatsmacht Zusammenarbeiten und 
die Beschlüsse der Volksvertretungen und ihrer Räte in 
ihrer Arbeit berücksichtigen. Es gibt zahlreiche gute 
Beispiele, in denen Anwälte z. B. in den Aktivs der 
Ständigen Kommissionen der Volksvertretungen mit- 
arbeiten und ihre beruflichen Erfahrungen — unter 
selbstverständlicher Wahrung des Berufsgeheimnisses — 
der einheitlichen, vom sozialistischen Staat organisierten 
und von der gesamten sozialistischen Gesellschaft ge­
tragenen Bekämpfung der Kriminalität zur Verfügung 
stellen. ■ So arbeitet beispielsweise Rechtsanwalt Dr. 
F i s c h e r  im Kreis Belzig in sechs Kommissionen für 
Innere Angelegenheiten, öffentliche Ordnung und 
Sicherheit bei den Gemeindevertretungen mit. Das er­
möglicht ihm auch einen engen Kontakt zu den Bauern 
seines Zweigstellenbereichs, der die Voraussetzung 
dafür war, daß er Einzelbauern für den Eintritt in die 
LPG gewinnen und so zur sozialistischen Umgestaltung 
der Landwirtschaft beitragen konnte. Auf diese Weise 
wirken Rechtsanwälte mittelbar auch auf die Erfüllung 
unserer volkswirtschaftlichen Aufgaben hin, von der 
die allseitige Überlegenheit unserer' Ordnung gegen­
über den imperialistischen Verhältnissen in West­
deutschland entscheidend abhängt.

In zunehmendem Maße verstehen es unsere Rechts­
anwälte, gemeinsam mit den Justizfunktionären die 
gesellschaftliche Erziehung von Bürgern, die ihre 
Pflichten gegenüber der Gesellschaft verletzt haben, zu 
organisieren, indem sie gesellschaftliche Organe, 
wie sozialistische Brigaden, Hausgemeinschaften usw., 
in die Lösung des Konflikts mit einbeziehen. So hat 
z. B. der Vorsitzende des Kollegiums der Rechtsanwälte 
des Bezirks Erfurt, Rechtsanwalt Dr. P e i n ,  die zwi­
schen zwei Hausbewohnern aufgetretenen Streitig­
keiten, die mit beleidigenden Äußerungen verbunden 
waren, beizulegen vermocht. Er führte vor allen Mie­
tern eine Aussprache mit diesen beiden Hausbewohnern 
durch, in der er ihnen das Verwerfliche ihres störenden 
Verhaltens erläuterte. Durch diese Aussprache wurde 
die Hausgemeinschaft gefestigt und die Durchführung 
eines Privatklageverfahrens vermieden.

Eine Reihe von Anwälten sind auch Abgeordnete 
der örtlichen Volksvertretungen. Viele von ihnen leisten

als aktive Funktionäre in Parteien und Massenorgani­
sationen eine erfolgreiche Arbeit.

Bei ihrer gesamten anwaltlichen Tätigkeit geht es 
unseren Rechtsanwälten in erster Linie darum, zur 
Herausbildung einer neuen, sozialistischen Moral, eines 
neuen, sozialistischen Bewußtseins der Menschen bei­
zutragen. Diese große, schöne Aufgabe, den ideologi­
schen Umwälzungsprozeß mit zu fördern, können sich 
die Rechtsanwälte in der Deutschen Demokratischen 
Republik deshalb stellen, weil hier die Werktätigen 
ihre „Freiheit von Ausbeutung und Unterdrückung, die 
freie und ungehinderte Entfaltung ihrer Kräfte, Ta­
lente und Fähigkeiten ... zu den realen Grundrechten 
aller Bürger" erhoben haben2, unabhängig von den 
Monopolen und daher keinem ökonomischen Zwang 
ausgesetzt sind. Hieran hat auch .der Rechtsanwalt teil. 
Auch für ihn gibt es keine ökonomische Abhängigkeit 
vom Mandanten. Unsere Gesellschaftsordnung garan­
tiert ihm ein seiner gesellschaftlichen Funktion an­
gemessenes Einkommen.

Der Anwalt in der Westzone dagegen hat die Wahl: 
entweder die Interessen der Konzerne wahrzunehmen 
und damit zum Instrument der Monopol- und Finanz­
herren und dementsprechend bezahlt zu werden oder 
aber zum Anwaltsproletariat zu gehören, dem kaum das 
Lebensminimum verbleibt. Diese Großverdiener sind 
wenige — das Anwaltsproletariat ist groß.

Im westdeutschen Anwaltsblatt wird zwar viel von 
der „freien Anwaltspersönlichkeit“ gesprochen, die in 
der Westzone gewährleistet sei3. Wie es jedoch um die 
„Gewährleistung jler freien Anwaltspersönlichkeit“ im 
Staate der westdeutschen Monopolisten und Imperia­
listen bestellt ist, geht daraus hervor, daß in zunehmen­
dem Maße Anwälte stärkstem Druck ausgesetzt sind 
und in ihren Rechten beschnitten werden.

Der bekannte Berliner Rechtsanwalt Prof. Dr. K a u 1 
ist seit Jahren in seiner Tätigkeit in Westdeutschland 
und Westberlin zahlreichen Schikanen ausgesetzt. Man 
scheut sich nicht, mit den gemeinsten Mitteln gegen 
diesen hervorragenden Juristen und unerschrockenen 
Friedenskämpfer vorzugehen. Von der widerrecht­
lichen Festnahme in Dortmund im Jahre 1952 bis zum 
ehrengerichtlichen Verfahren vor der Westberliner 
Rechtsanwaltskammer, vön der Zwangsgestellung im 
Interzonenzug bis zum willkürlich angestrengten Straf­
prozeß beim Amtsgericht Berlin-Tiergarten reicht die 
Skala der Maßnahmen, mit denen die imperialistische 
Klassenjustiz Prof. Dr. Kaul einzuschüchtern versuchte.

Aber damit nicht genug. Die Bonner Justiz, in der 
über 1100 faschistische Blutrichter tätig sind, ist dazu 
übergegangen, selbst auf den Schein des Rechts zu 
verzichten. Als sich Prof. Dr. Kaul als Verteidiger der 
von der westdeutschen Justiz eingekerkerten Patrioten 
Harry S c h n e i d e r  und Harry S a n d e r  meldete, 
faßte im August 1960 das Landgericht Dortmund kur­
zerhand den Beschluß, ihn als Verteidiger nicht zu­
zulassen. Im typisch militaristischen Jargon heißt es im 
Beschluß des Landgerichts:

„... ist es im Interesse des Staatswohls unangebracht, 
daß ein im sowjetzonalen Machtbereich wohnhafter 
Anwalt, der sich wiederholt selbst als überzeugter 
Anhänger des dort herrschenden Systems bezeichnet 
hat, die Verteidigung übernimmt ... Ausschlaggebend 
ist die Tatsache, daß Prof. Dr. Kaul willentlich im 
Machtbereich der SED-Führer lebt. ...“

Und dies alles, obwohl in der erst am 1. August 1959 
in Kraft getretenen Bundesrechtsanwaltsordnung hoch 
und heilig versichert wird, daß in Westdeutschland am 
„Begriff der freien Advokatur nicht gerüttelt“ werden 
darf, daß die „allgemein verbindlichen rechtsstaatlichen

2 ebenda.
3 vgl. Hausmann, Rechtspflege und freier Beruf, Anwalts- 
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